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// Im Blickpunkth

Im internationalen Recht „klemmt’s“ h�ufig. Ein Beleg daf�r sind gIeich zwei Beitr�ge im vorliegenden Heft des BB: Im

Gegensatz zur sehr detaillierten Regelung der Bewertung von inl�ndischem Grundbesitz hat der Gesetzgeber die Bewer-

tung ausl�ndischen Grundbesitzes nur in Form eines Gesetzesbefehls ausgestaltet, sie mit dem gemeinen Wert vorzuneh-

men. Wie diese Regelungsl�cke zu schließen ist, zeigen Hecht/von C�lln. Zur Frage der (Europa-)Rechtswidrigkeit des

§ 13 Abs. 1 UmwStG 1995 bei ausl�ndischen Verschmelzungen �ußern sich Sedemund/Strnad.

Udo Eversloh, Ressortleiter Steuerrecht

Entscheidungen
BFH: Doppelte Haushaltsf�hrung in sog.

Wegverlegungsf�llen

Der BFH hat seine Rechtsprechung zur doppelten

Haushaltsf�hrung nach Wegverlegung des Fami-

lienwohnsitzes vom Besch�ftigungsort durch

gleich zwei Urteile vom 5.3.2009 – VI R 23/07 und

VI R 58/06 – ge�ndert: Im Gegensatz zur bisheri-

gen Rechtsprechung erkennt er sie an, da der

(beibehaltene) Haushalt am Besch�ftigungsort

aus beruflichenMotiven unterhaltenwird.

VolltextderUrteile: // BB-ONLINE BBL2009-1211-1

und // BB-ONLINE BBL2009-1211-2

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Abtretung von Vorsteuer�bersch�ssen

aus Umsatzsteuervoranmeldungen

DerBFHhat durchUrteil vom17.3.2009 –VII R 38/

08 – entschieden: Sind imUmsatzsteuerjahresbe-

scheid abzugsf�hige Vorsteuern mit 0 DM/Euro

zugrunde gelegt, verliert die Festsetzung eines

Verg�tungsanspruchs aufgrund einer Umsatz-

steuervoranmeldung (Vorbehaltsfestsetzung),

soweit sie auf ber�cksichtigten Vorsteuern be-

ruht, ihre Wirksamkeit als formeller Rechtsgrund

f�rdie infolgeeinerwirksamenAbtretungdesAn-

spruchs bewirkte Auszahlung. Im Falle der Unein-

bringlichkeit beim Zedenten ist das FA zur R�ck-

forderungdesBetrags vomZessionarberechtigt.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-1211-3

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Abgrenzung wirtschaftlicher

Gesch�ftsbetrieb/Zweckbetrieb

Durch Urteil vom 22.4.2009 – I R 15/07 – hat der

BFH entschieden, dass Pferderennen nicht ge-

meinn�tzig sind. Trabrennen seien vor allem

sportlicheVeranstaltungenundeinbeliebtesFrei-

zeitvergn�gen. Sie unterschieden sich nicht we-

sentlich von anderen Sportveranstaltungen wie

Fußballspielen, Boxveranstaltungen oder etwa

Auto- undRadrennen. Gleichwohl seien derartige

Veranstaltungen, wenn sie unter denselben Be-

dingungen durchgef�hrt w�rden, steuerpflichtig.

Ferner k�nnten derartige Leistungspr�fungen

auch ohne zahlendes Publikum abgehalten wer-

den. Schon aus Wettbewerbs- und Gleichheits-

gr�nden d�rfe der Pferdesport nicht beg�nstigt

werden.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-1211-4

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Korrektur der �berprogression durch

§ 14 Abs. 1 ErbStG

Durch Urteil vom 14.1.2009 – II R 48/07 – hat

der BFH entschieden:

Bei einer Schenkungskette �ber einen Zeitraum

von mehr als zehn Jahren er�brigt sich durch

die von § 14 Abs. 1 S. 3 ErbStG er�ffnete M�g-

lichkeit des Abzugs der (h�heren) tats�chlich zu

entrichtenden Steuer f�r die Vorschenkung die

Ber�cksichtigung eines weiteren Abzugsbetrags

zum Ausgleich einer �berprogression, weil die

tats�chlich zu entrichtende Steuer f�r den Vorer-

werb die Mehrsteuer enth�lt. Der Abzug der tat-

s�chlich zu entrichtenden Steuer �berwindet die

Unzul�nglichkeit des § 14 Abs. 1 S. 2 ErbStG und

f�hrt zum exakten Abzug der sich aufgrund ei-

nes Progressionssprungs beim Vorerwerb erge-

benden Mehrsteuer.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-1211-5

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Abkommensrechtliche Behandlung

von Verg�tungen f�r die �berlassung von

Live-Fernseh�bertragungsrechten

Durch Urteil vom 4.3.2009 – I R 6/07 – hat der

BFH entschieden:

�berl�sst eine im Ausland ans�ssige Gesellschaft

einer inl�ndischen Rundfunkanstalt Live-Fern-

seh�bertragungsrechte an inl�ndischen Sport-

veranstaltungen zur Ausstrahlung im Inland, so

erzielt sie mit den daf�r erhaltenen Verg�tungen

Eink�nfte durch im Inland verwertete sportliche

Darbietungen i. S. d. § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. d

EStG 2002, die gem�ß § 50a Abs. 4 S. 1 Nr. 1

EStG 2002 dem Steuerabzug unterliegen. Das

gilt auch dann, wenn die ausl�ndische Gesell-

schaft die Rechte ihrerseits von dem origin�ren

Rechteinhaber erworben hat.

Erh�lt eine in der Schweiz ans�ssige Gesellschaft

Verg�tungen f�r die �berlassung von Live-Fern-

seh�bertragungsrechten an inl�ndischen Sport-

veranstaltungen, so d�rfen diese nach dem DBA-

Schweiz nicht in Deutschland besteuert werden

(entgegen BMF-Schreiben vom 30.5.1995, BStBl.

I 1996, 89, Tz. 6).

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-1211-6

unterwww.betriebs-berater.de

FG K�ln: Zur Gewerbesteuerpflicht bei

Anteils�bertragung

Das FGK�ln hat durchUrteil vom12.3.2009 – 10 K

399/06 – entschieden: Weder die �bertragung

von GmbH-Anteilen, d. h. die Aufgabe der gewer-

besteuerpflichtigen T�tigkeit, noch die Erzielung

gewerblicher Eink�nfte aus Betriebsverpachtung

begr�nden eine Gewerbesteuerpflicht. Denn mit

der �bertragung der GmbH-Anteile ende die ge-

werbesteuerpflichtige T�tigkeit. Das gilt auch f�r

den Fall des Wegfalls einer Betriebsaufspaltung.

Eine ausdr�ckliche Betriebsaufgabeerkl�rung sei

f�r gewerbesteuerlicheZweckenichterforderlich.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-1211-7

unterwww.betriebs-berater.de

Verwaltungsanweisung
BMF: Zur Steuerfreiheit von Kurzarbeit

Das BMF sah sich aufgrund einiger Presseberichte

veranlasst, folgende Klarstellung zu treffen: Kurz-

arbeitergeld ist eine steuerfreie Leistung des

Staates, wie das Arbeitslosen-, Eltern- oder Kran-

kengeld. Der Grund daf�r, dass trotzdem Nach-

zahlungen in Frage kommen k�nnten, liegt im

Steuersystem. Wenn verheiratete Arbeitnehmer

zusammen veranlagt werden,wird das Kurzarbei-

tergeld zum Gehalt des Partners hinzugerechnet.

Die h�here Bemessungsgrundlage f�hrt dazu,

dass imNachhinein imWegeder Steuerprogressi-

on ein anderer, h�herer Steuersatz greift. Das �n-

dert aber nichts daran, dass das Kurzarbeitergeld

als solchestrotzdemsteuerfreibleibt.
(Newsletter BMF vom 20.5.2009)

Auf diese Zusammenh�nge sollte der Arbeit-

geber hinweisen, wenn er Kurzarbeit anordnet.

St�ndige Mitarbeiter im Steuerrecht: RA StB Dr. Stefan Behrens, Frankfurt a.M.; Dipl.-Kfm. StB Oliver D�rfler, Frankfurt a.M.; Prof. Dr. W. Christian Lohse, Vorsitzender Richter am FG
M�nchena. D.;Dipl.-Kffr. StBinMartinaOrtmann-Babel, Stuttgart;Dr. J�rgenSchmidt-Troje, Pr�sident des FGK�ln, K�ln;Prof.Dr.RomanSeer, Bochum;StBDr.AndreasS�ffing, Frankfurt a.M.;
Dr. Roland Wacker, Richter amBFH,M�nchen;Dipl.-Kfm.StBLarsZipfel, Stuttgart

Die Woche im Steuerrecht
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